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Titel:

Betreten des Haftraums während Toilettengang des Gefangenen

Normenkette:
GG Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1

Leitsätze:
1. Der Gefangene, in dessen Haftraum die Toilette nicht mit ausreichendem Sichtschutz versehen ist, hat 
Anspruch auf besondere Rücksichtnahme durch das Personal. Ein Bediensteter, der den Haftraum betreten 
will, muss sein Kommen hierbei - etwa durch Anklopfen oder ausreichend vernehmbare Schließgeräusche 
beim Öffnen der Tür - in einer Weise ankündigen, die dem Gefangenen im Falle der Benutzung der Toilette 
einen rechtzeitigen Hinweis ermöglicht, und hat in diesem Fall vom Betreten des Raumes, wenn dieses 
nicht ausnahmsweise dringend geboten erscheint, für eine den Umständen angemessene Zeitspanne 
abzusehen. (Rn. 22) (redaktioneller Leitsatz)
2. Gibt der Gefangene deutlich zu erkennen, dass er sich gerade auf der Toilette befindet, genügen 
allgemeine Sicherheitsbedenken für das sofortige Betreten des Haftraumes nicht. Vielmehr ist für einen 
solchen Eingriff in die Intimsphäre zumindest eine vergleichbare Gefährdungslage wie sie Art. 91 Abs. 2 
BayStVollzG („Gefahr im Verzug“) voraussetzt notwendig. (Rn. 28) (redaktioneller Leitsatz)
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Tenor

1. Es wird festgestellt, dass das Betreten des Haftraumes, während der Antragssteller sich auf der Toilette 
befand, rechtswidrig war.

2. Die Kosten des Verfahrens sowie die notwendigen Auslagen des Antragstellers werden der Staatskasse 
auferlegt.

3. Der Gegenstandswert wird auf 500, 00 € festgelegt.

4. Dem Antragssteller wird Prozesskostenhilfe gewährt.

Gründe

I.

1
Der Antragssteller begehrt festzustellen, dass das Betreten seines Haftraumes durch Vollzugsbeamte der 
JVA, während er auf der Toilette saß, rechtswidrig war.

2
Der Antragssteller verbüßte bis zum … eine Haftstrafe in der JVA …. Seit dem ist er in Unterbringung im 
BKH ….

3
Am 17.03.2021 gegen 10.00 Uhr wollten die Vollzugsbeamten … und … kontrollieren, ob der Antragssteller 
einer ihm zuvor erteilten Anweisung bestimmte Bilder an der Außenwand seines Haftraumes zu entfernen, 
nachgekommen war. Der Antragssteller befand sich zu diesem Zeitpunkt auf der neben der Haftraumtür 
stehenden Toilette. Da er aus diesem Grund verhindern wollte, dass sein Haftraum betreten wird, machte er 



die beiden Vollzugsbeamten über seine Situation durch Zurufen aufmerksam, als diese die Haftraumtür 
öffnen wollten.

4
Außerdem hielt der Antragssteller, um ein Betreten des Haftraumes zu verhindern, die sich nach innen 
öffnende Tür zu. Trotzdem stieß der Vollzugsbeamte … ohne Abzuwarten die Haftraumtür auf, betrat den 
Haftraum und konnte den Antragssteller dabei beobachten, wie sich dieser auf der Toilette befand.

5
Der Antragssteller ist der Ansicht, es liege ein massiver, ungerechtfertigter und unverhältnismäßiger Eingriff 
in seine Privatsphäre vor. Er sei gezielt erniedrigt und in seiner Würde herabgesetzt worden.

6
Es sei nicht ersichtlich, warum die Haftraumkontrolle nicht nach dem Toilettengang hätte erfolgen können. 
Eine Situation, die Gefahr im Verzug begründe, habe ersichtlich nicht vorgelegen.

7
Der Antragssteller beantragt zuletzt sinngemäß

festzustellen, dass das Betreten des Haftraumes, während er sich auf der Toilette befand, rechtswidrig war.

8
Die Antragsgegnerin beantragt,

den Antrag zurückzuweisen.

9
Die Antragsgegnerin behauptet, dass die Haftraumtür deutlich hörbar aufgesperrt wurde, sodass es für den 
Antragssteller erkennbar gewesen sei, dass Vollzugsbeamte den Haftraum betreten wollen.

10
Sie ist der Ansicht, dass es notwendig gewesen sei, die Haftraumtür vollständig zu öffnen und den Haftraum 
zu betreten, um illegale Handlungen des Antragsstellers wie zum Beispiel eine kurzfristige Manipulation 
sowie die Vernichtung von unerlaubten Gegenständen durch den Gefangenen zu verhindern. Eine Störung 
der Privatsphäre des Gefangenen sei hierbei ein Umstand, den dieser aus Gründen der Sicherheit und 
Ordnung hinzunehmen habe.

11
Um sein Schamgefühl zu schonen, habe der Bedienstete seinen Blick nicht direkt auf den Antragssteller 
gerichtet.

12
Das Gericht hat Beweis erhoben durch die Einvernehmung des Zeugen … des Zeugen … sowie des 
Zeugen … Hinsichtlich des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird das Protokoll der mündlichen Anhörung 
vom 08.06.2021 (vgl. Bl. 14 d.Akt.) sowie der Anhörung vom 15.07.2021 (vgl. Bl. 24 d.Akt) hingewiesen.

13
Ergänzend wird hinsichtlich des restlichen Sach- und Streitstandes auf die wechselseitigen Stellungnahmen 
der Beteiligten sowie auf den übrigen Akteninhalt Bezug genommen.

II.

14
Der Antrag ist zulässig und begründet.

15
Der als allgemeiner Feststellungsantrag statthafte Antrag ist auch im Übrigen zulässig. Das Betreten des 
Haftraumes durch Vollzugsbeamte der JVA stellt einen bloßen Realakt dar.

16
Da der Antragssteller die Feststellung der Rechtswidrigkeit eines sich bereits erledigten Vorgangs begehrt, 
ist hierfür - entsprechend zum Fortsetzungsfeststellungsantrag - ein besonderes Feststellungsinteresse 
erforderlich, welches vorliegend gegeben ist. Das Betreten des Haftraumes stellt eine sich schnell 



erledigende Handlung dar, die tiefgreifend in das Allgemeine Persönlichkeitsrecht des Antragsstellers 
eingreift, sodass stets die Möglichkeit nachträglichen gerichtlichen Rechtsschutzes offenstehen muss.

17
Der Antrag ist begründet.

18
Das Betreten des Haftraumes war rechtswidrig.

19
Aus dem Hausrecht der Anstalt ergibt sich grundsätzlich die Befugnis der Anstaltsmitarbeiter, auch 
Hafträume jederzeit unabhängig vom Einverständnis der dort untergebrachten Gefangenen zu betreten; sie 
ergibt sich im Übrigen aus den Aufgaben nach Art. 2 ff. BayStVollzG. Mithin liegt ein Eingriff in Grundrechte 
des Gefangenen nicht schon darin, dass ein Vollzugsbediensteter den Haftraum betritt. Eine 
Grundrechtsverletzung kann jedoch in der Art und Weise liegen, in der sich der Anstaltsmitarbeiter dabei 
verhält. Sein Handeln ist auch insoweit an das Willkürverbot und an den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
gebunden, die ein schonendes Vorgehen gebieten (BVerfG NJW 1996, S. 2643).

20
Denn mit der Zuweisung eines Haftraumes soll der Gefangene einen persönlichen, vom allgemeinen 
Anstaltsbereich abgegrenzten Lebensbereich zur Verfügung erhalten (BVerfG NJW 1996, S. 2643).

21
Gefordert ist hier vor allem die Achtung der Menschenwürde des Strafgefangenen (BVerfGE 64, 261 (277) 
= NJW 1984, 33). Das schließt die Pflicht ein, die Privat- und Intimsphäre des Gefangenen als Ausdruck 
seines allgemeinen Persönlichkeitsrechts (Art. 1 I, 2 I GG) tunlichst zu wahren. Dabei ist anzuerkennen, 
dass der gesonderte Haftraum für den Gefangenen regelmäßig die einzige verbleibende Möglichkeit bietet, 
sich eine gewisse Privatsphäre zu schaffen und ungestört zu sein (vgl. BGHSt 37, 380 (382) = NJW 1991, 
2652).

22
Dabei ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts für die Vollzugsbeamten besondere 
Sensibilität geboten, wenn Maßnahmen durchgeführt werden, während Gefangene die Toilette benutzen. 
Denn hier wird regelmäßig die durch Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 1 Abs. 1 GG geschützten 
Intimsphäre beeinträchtigt. Der Gefangene, in dessen Haftraum die Toilette nicht mit ausreichendem 
Sichtschutz versehen ist, hat insoweit Anspruch auf besondere Rücksichtnahme durch das Personal. Ein 
Bediensteter, der den Haftraum betreten will, muss sein Kommen hierbei - etwa durch Anklopfen oder 
ausreichend vernehmbare Schließgeräusche beim Öffnen der Tür (vgl. BVerfG, Beschlüsse der 2. Kammer 
des Zweiten Senats vom 30. Mai 1996 - 2 BvR 727/94 u.a. -, NJW 1996, S. 2643, und vom 4. Juli 2006 - 2 
BvR 460/01) - in einer Weise ankündigen, die dem Gefangenen im Falle der Benutzung der Toilette einen 
rechtzeitigen Hinweis ermöglicht, und hat in diesem Fall vom Betreten des Raumes, wenn dieses nicht 
ausnahmsweise dringend geboten erscheint, für eine den Umständen angemessene Zeitspanne 
abzusehen.

23
Denn nur auf diese Weise wird dem Gefangenen ausreichend Gelegenheit gegeben einer Verletzung seiner 
Intimsphäre vorzubeugen.

24
Diesen verfassungsrechtlichen Anforderungen wurde das Verhalten der Vollzugsbeamten der JVA nicht 
gerecht. Das Betreten des Haftraumes des Antragsstellers stellte einen unverhältnismäßigen Eingriff in die 
Intimsphäre des Antragsstellers dar.

25
Dem Antragssteller wurde hier keine Möglichkeit offen gehalten einer Beeinträchtigung seiner Intimsphäre 
vorzubeugen. Dies gilt unabhängig davon, ob die Haftraumtür in diesem Fall durch die Vollzugsbeamten 
zunächst aufgeschlossen wurde oder ob diese bereits unverschlossen war. Denn selbst wenn für den 
Antragssteller durch das Aufschließen der Tür erkennbar war, dass Vollzugsbeamte den Haftraum betreten 
wollen, reichte dies in diesem Fall als einzige Maßnahme, um einen Eingriff in die Intimsphäre zu 
verhindern, nicht aus.



26
Vielmehr hätte dem Antragssteller hier mehr Zeit eingeräumt werden müssen, bevor der Haftraum hätte 
betreten werden dürfen. Der Antragssteller hatte den Vollzugsbeamten hier mitgeteilt, dass er sich gerade 
auf der Toilette befindet. Es ist aber ersichtlich, dass deren Benutzung nicht augenblicklich abgebrochen 
werden kann. Eine tatsächliche Möglichkeit, Beeinträchtigungen der Intimsphäre zu verhindern, wie sie das 
Bundesverfassungsgericht fordert, bestand daher hier nicht.

27
Dieser Eingriff konnte dabei insbesondere auch nicht aus Gründen, der mit der Achtung der Intimsphäre 
abzuwägenden, Sicherheit und Ordnung der Anstalt gerechtfertigt werden.

28
Entgegen der Ansicht der Antragsgegnerin genügen nämlich allgemeine Sicherheitsbedenken für das 
sofortige Betreten des Haftraumes nicht, wenn der Gefangene deutlich zu erkennen gibt, dass er sich 
gerade auf der Toilette befindet. Den ein derartiges Vorgehen stellt einen vergleichbar intensiven Eingriff in 
die Intimsphäre, wie eine mit einer Entkleidung verbunden Durchsuchung gemäß Art. 91 II BayStVollzG dar. 
In beiden Fällen wird das Schamgefühl des Gefangenen in besonderer Weise beeinträchtigt. Hieraus folgert 
die Kammer, dass für einen Eingriff in die Intimsphäre durch das Betreten des Haftraumes während der 
Toilettenbenutzung zumindest eine vergleichbare Gefährdungslage wie sie Art. 91 II BayStVollzG („Gefahr 
im Verzug“) voraussetzt, notwendig ist.

29
Eine insoweit damit erforderliche Konkretisierung der Gefährdungslage für die Sicherheit und Ordnung der 
Anstalt lag hier aber nicht vor.

30
Das Betreten des Haftraumes erfolgte hier - auch nach den Angaben der Antragsgegnerin -nur, um zu 
überprüfen, ob der Antragssteller einer Anordnung Plakate abzuhängen, nachgekommen war. Ein etwaiger 
konkreter Verdacht, der zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung der Anstalt ein sofortiges 
Einschreiten der Vollzugsbeamten erforderlich gemacht hätte, bestand nicht.

31
Etwas anderes kann sich auch nicht aus dem Umstand ergeben, dass der Antragssteller die Haftraumtür 
zugehalten hatte, als die Vollzugsbeamten versucht hatten diese zu öffnen. Denn der Antragssteller wollte 
auf diese Weise nur sicherstellen, dass seine Privatsphäre ausreichend gesichert wird. Dies war in dieser 
Situation auch für die Vollzugsbeamten ersichtlich, da der Antragsteller diese hierauf verbal hingewiesen 
hatte. Die bloße Absicherung der grundrechtlichen Intimsphäre durch den Antragssteller kann aber keinen 
Hinweis auf das Vorliegen einer konkreten Gefährdung darstellen. Dies gilt insbesondere, wenn die JVA 
keine organisatorischen Maßnahmen getroffen hatte, die ein Betreten des Haftraums für den Fall der 
Benutzung der Toilette unterbinden können.

32
Dass sich dies so abgespielt hat ergibt sich aus den im Kern übereinstimmenden Angaben des 
Antragsstellers und des Zeugen …. Dieser hat bestätigt, dass er den Haftraum betreten hat, obwohl der 
Antragssteller ihn auf seinen Toilettengang hingewiesen hat und es keine konkreten Anhaltspunkte für eine 
Gefahr in diesem Sinn gab.

33
Neben dem Betreten des Haftraumes stellt überdies auch der weitere Aufenthalt des Vollzugsbeamten 
einen rechtswidrigen Eingriff in die Intimsphäre des Antragsstellers dar. Denn jedenfalls als dieser bemerkt 
hatte, dass sich der Antragssteller tatsächlich auf der Toilette befand, hätte er, um eine andauernde 
Beeinträchtigung zu verhindern, den Haftraum unverzüglich wieder verlassen müssen.

34
Dass sich dies so abgespielt hat ergibt sich aus den im Kern übereinstimmenden Angaben des 
Antragsstellers und des Zeugen … Dieser hat auch bestätigt, dass er die Zelle betreten hat und mit dem 
Antragssteller diskutiert hat, während dieser noch auf der Toilette war.

III.

35



Die Kostenentscheidung folgt aus § 121 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 StVollzG.

36
Die Festsetzung des Gegenstandswertes beruht auf den §§ 60, 52 Absatz 1 bis 3 GKG.


